
Mittwoch, 9. November 2011  | ot Kantonsrat 13

Einbezug der Bevölke-

rung bei AKW-Plänen
Nicht befriedigt zeigte sich die
Fraktion der Grünen ob den Ant-
worten der Regierung auf ihre
Interpellation «Einbezug der Be-
völkerung bei der Erarbeitung
der Stellungnahme des Kantons
zu den Rahmenbewilligungsge-
suchen betreffend neue Atom-
kraftwerke».Die Antworten gin-
gen an den Fragen vorbei, sagte
Marguerite Misteli (Solothurn).
Die Fragen hätten sich nicht auf
das Richtplanverfahren bezo-
gen, sondern auf den Fall, wo
der Kanton vom Bund im Rah-
menbewilligungsverfahren zur
Vernehmlassung eingeladen
werde. Baudirektor Walter
Straumann machte deutlich,
dass das Richtplanverfahren
schon der Ort sei, wo die Bevöl-
kerungsinteressen einfliessen
könnten. Immerhin liege aber
auch das Gesuch während drei-
er Monate öffentlich auf. Jeder-
mann könne da beim Bundesrat
Einwendungen machen.

Einwendungsbericht –

Spielregeln eingehalten?
Nicht befriedigt zeigte sich Phi-
lipp Hadorn (SP, Gerlafingen)
von den regierungsrätlichen
Antworten auf seine Interpellati-
on «Einwendungsbericht Richt-
plananpassung – demokratische
Spielregeln eingehalten?» Er
habe klare Antworten, nicht ein
Versteckspiel erwartet, meinte
der Interpellant. Baudirektor
Walter Straumann erklärte, es
gehe hier ums Verständnis des
Richtplans: Der Richtplan sei
nicht der Ort, wo Aussagen zur
Kernenergie an sich zu machen
seien. «Die demokratische Wil-
lensbildung im Richtplanverfah-
ren», so Straumann weiter, «ist
hoch entwickelt.» Und im vorlie-
genden Fall sei sie jederzeit ge-
währleistet gewesen.

Notfallschutzkonzept

beim AKW Gösgen
«Ich bin und bleibe hochgradig
unbefriedigt», gestand Urs Hu-
ber (SP, Obergösgen) mit Blick
auf die Beantwortung der von
der SP-Fraktion eingebrachten
Interpellation «Notfallschutzkon-
zepte und Bevölkerungsschutz
beim AKW Gösgen und Mühle-
berg» durch die Regierung. «Wir
werden alles machen, was an
Neuerungen herauskommt»,
sagte Volkswirtschaftdirektorin
Esther Gassler. Die Zuständig-
keit für die Sicherheit liege eben
beim Bund. «Man kann schon
auf den Bund warten – oder auf
Godot», konterte Huber. Aber es
wäre besser «zu machen, was
man selber machen kann».
Handlungsbedarf sei gegeben.

Atomausstieg statt

Steuersenkungen
Zufrieden mit der Beantwortung
seiner Interpellation «Atomaus-
stieg statt Steuersenkungen»
zeigte sich Felix Lang (Grüne,
Lostorf). Er hätte sich zwar
mehr Fleisch am Knochen er-
hofft, aber er habe Verständnis
dafür, dass nicht alle Fragen
hätten abschliessend beantwor-
tet werden können.

Bewilligungen für Foto-

voltaik- und Solaranlagen
Nicht befriedigt zeigte sich Ire-
ne Froelicher (glp, Lommisiwl)
von der Praxis sowie von der
Beantwortung ihrer Interpella-
tion «Bewilligungen für Foto-
voltaik- und Solaranlagen». Es
sei unbefriedigend, dass das
ästhetische Empfinden einer
einzelnen Person den Aus-
schlag gebe. «Wenn die Regie-
rung das nicht selber regelt,
gibt es immer noch die Mög-
lichkeit des Auftrags.»

Nachrichten

Im zweiten Anlauf hatte auch die Re-
gierung eingelenkt und im Einklang
mit der vorberatenden Kommission
beantragt, den Auftrag der SP-Frakti-
on erheblich zu erklären. Dieser sah
den Abbruch des Richtplanverfah-
rens für das neue Kernkraftwerk Nie-
deramt (KKN) vor. Nach der Sistie-
rung des Rahmenbewilligungsverfah-
rens durch den Bund, hatten die Auf-
traggeber argumentiert, müssten die
inhaltlichen Voraussetzungen der
Richtplananpassung neu aufgegleist
werden. Konkret lautete der Auftrag:
«Der Regierungsrat wird aufgefor-
dert, das Richtplanverfahren respek-
tive die Anpassung ‹Neues Kernkraft-
werk Niederamt KKN› des kantona-
len Richtplans 2000 zu stoppen und
allfällige bereits erfolgte Richtplan-
beschlüsse aufzuheben.»

Nur die CVP nicht geschlossen
Im Parlament gingen die Meinun-

gen gestern auseinander: In der Ab-
stimmung hielten sich die Befürwor-
ter und die Gegner des Auftrags ex-
akt die Waage. 47:47 lautete das Er-
gebnis. Gewitzigt durch die Erfah-
rungen vor der Pause des gestrigen
Sitzungstages (vgl. Artikel auf der ge-
genüber liegenden Seite) veranlasste
Ratspräsident Claude Belart (FDP, Ri-
ckenbach) eine zweite Auszählung,
doch auch diese ergab ein Patt. Da-
mit kam Belart doch noch zu einem
Stichentscheid. Übereinstimmend
mit seiner Fraktion entschied Belart:
«Der Auftrag wird nicht erheblich er-
klärt.» Die FDP- und die SVP-Fraktion
hatten geschlossen gegen Erheblich-
erklärung gestimmt, die SP, die Grü-
nen und die grossmehrheitliche
CVP/EVP/glp- Fraktion dafür. Den
Ausschlag gaben so die wenigen Ab-
weichler in den Reihen der CVP, an-
geführt von Roland Fürst (Gunzgen),
Thomas A. Müller (Lostorf) und Urs
Allemann (Rüttenen).

Umbawiko: «Richtiges Signal»
Zu Beginn der vorgängigen Debat-

te hatte Georg Nussbaumer (CVP,
Hauenstein-Ifenthal) die Haltung der
Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskom-
mission (Umbawiko) umrissen: «Auf-
grund der Weichenstellung beim
Bund ist der Abbruch des Richtplan-
verfahrens das richtige Signal des
Kantons.» Der Umbawiko-Sprecher
ging davon aus, dass das durch die
Bundesbehörden sistierte Rahmenbe-
willigungsverfahren wohl nicht wie-
der aufgenommen werde. Mit 8:5
Stimmen hatte sich die Kommission
für Erheblicherklärung des Auftrags

ausgesprochen.Gleicher Meinung, so
Nussbaumer, sei auch die grosse
Mehrheit der CVP/EVP/glp-Fraktion.

«Schickliches Ende statt Agonie»
«Mit Gösgen I hat man im Nieder-

amt gelebt», führte SP-Sprecher Urs
Huber (Obergösgen) aus. Die Aussicht
auf Gösgen II habe aber Erinnerun-
gen an die seinerzeitigen Auseinader-
setzungen um den Bau von Gösgen I
wachgerufen. Entsprechend zahl-
reich seien die Einwendungen von
Gemeinden und Privatpersonen im
Richtplanverfahren ausgefallen. «Die
Mehrheit», konstatierte Huber ge-
stützt darauf, «ist gegen Gösgen II. In
diesem Sinne können wir uns für die
Aufgleisung des Richtplans bedan-
ken.» Allerdings sei unter den gege-
benen Umständen nun der Zeitpunkt
gekommen, diesem ein schickliches
Ende zu bereiten, statt eine lange
Phase der Agonie einzuleiten, Es ma-
che ja keinen Sinn, dass der Richt-
plan in einer Schublade vor sich hin
rotte. «Schubladen braucht man wie-
der für anderes ...» Der Abbruch des
Richtplanverfahrens, fügte der SP-
Sprecher bei, sei auch ein Signal ge-
gen ein Tiefenlager im Niederamt.

Während sich Barbara Wyss (Solo-
thurn) namens der Fraktion der Grü-
nen über den Meinungsumschwung
im Regierungsrat freute, erklärte

Walter Gurtner (Däniken) als Spre-
cher der SVP-Fraktion, es bestehe
kein Handlungsbedarf. Die politische
Diskussion werde auf Bundesebene
erfolgen. Die Meinung der Solothur-
ner Bevölkerung sei gar nicht ge-
fragt, sondern das Schweizervolk
werde in der Kernkraftfrage entschei-
den. «So einfach ist das in unserer De-
mokratie.» Die SVP-Fraktion werde
gegen Erheblicherklärung stimmen.
Gleiches kündigte FDP-Fraktionschef
Yves Derendinger (Solothurn) für sei-
ne Fraktion an.

Von der Entwicklung überholt
Baudirektor Walter Straumann

versuchte noch einmal, die Abläufe

und den Meinungsumschwung des
Regierungsrates zu erklären. Das
Rahmenbewilligungsverfahren sei
Sache des Bundes, das Richtplanver-
fahren jenes Gefäss, das geeignet sei,
um die öffentliche Meinung im Kan-
ton zu evaluieren. Solange das Rah-
menbewilligungsverfahren pendent
gewesen sei, habe es der Regierungs-
rat nicht für sinnvoll erachtet, über
einen Abbruch des Richtplanverfah-

rens nachzudenken. Jetzt aber, so
Straumann weiter, sei klar, dass – im
Falle eines Ausstiegs aus dem Aus-
stieg – alle Verfahren von vorn begin-
nen müssten. «Unter diesen Umstän-
den ist auch für den Regierungsrat
nicht mehr erklärbar, wie das Richt-
planverfahren als Pendenz aufrecht
erhalten werden sollte.» – 48 Kan-
tonsratsmitgliedern schien dies dann
aber offenbar erklärbar zu sein ...

Richtplan darf in Schublade verrotten
Kernkraftwerk Niederamt Auftrag für Verfahrensabbruch mit präsidialem Stichentscheid abgelehnt

VON UELI WILD

«Unter diesen Umstän-
den ist auch für den Re-
gierungsrat nicht mehr
erklärbar, wie das
Richtplanverfahren als
Pendenz aufrecht erhal-
ten werden sollte.»
Walter Straumann, Baudirektor

Das Verfahren ruht, einstweilen ohne begraben zu werden. Am linken
Bildrand wäre das KKN – oder Gösgen II – geplant gewesen. BKO

Wörtlich verlangte der Auftrag der
Fraktion der Grünen: «Der Regie-
rungsrat wird beauftragt, sich bei der
Alpiq unverzüglich dafür einzuset-
zen, dass der Energiekonzern das Ge-
such für den Neubau Gösgen II zu-
rückzieht.» Regierung und Umbawi-
ko beantragten Nichterheblicherklä-
rung. Als Sprecher der Kommission,
die sich mit 6:3 Stimmen gegen den
Auftrag ausgesprochen hatte, sagte
Markus Grütter (FDP, Biberist), die
Politik dürfe der Wirtschaft nicht
dreinreden. Eine Aussage, welche die
Sprecher aller bürgerlicher Fraktio-
nen sinngemäss wiederholten. Mit ei-
nem Anteil von 5,6 Prozent an den
Alpiq-Aktien habe der Kanton ohne-

hin nur beschränkte Möglichkeiten
zur Einflussnahme. Auch seien auch
die Konsequenzen zu bedenken, die
solche Vorstösse nach sich ziehen
könnten.

SVP-Sprecher Walter Gurtner (Dä-
niken) doppelte nach: «Was ist das
für ein Zeichen an die Adresse der Al-
piq?» Das Unternehmen habe jetzt
schon «wegen der unnötigen Sistie-
rung des Rahmenbewilligungsverfah-
rens» über 400 Entlassungen ankün-
digen müssen. Den Auftrag der Grü-
nen bezeichnete Gurtner als «unbe-
gründet».

Wie Gurtner plädierten auch Fa-
bio Jeger (CVP, Meltingen) und Yves
Derendinger (FDP, Solothurn) na-
mens ihrer Fraktionen dafür, Regie-
rung und Umbawiko zu folgen und
den Auftrag nicht zu überweisen.
Demgegenüber vertrat Marguerite
Misteli (Grüne, Solothurn) den Stand-
punkt, der Kanton müsse die Verant-
wortung gegenüber der Bevölkerung
wahrnehmen und «die Energiewende
bei allen Akteuren durchsetzen».

SP-Sprecher Markus Schneider (So-
lothurn) zeigte sich erstaunt über die
Voten von rechts. Schliesslich sei die
Beteiligung des Kantons an der da-
maligen Atel zu einem grossen Teil
unter politischen Gesichtspunkten
erfolgt. Die Beteiligungsstrategie, so
Schneider weiter, lasse es sehr wohl
zu, dass der Regierungsrat Finanzdi-
rektor Wanner, der im Alpiq-Verwal-
tungsrat sitzt, Weisungen erteile –
dann jedenfalls, wenn fundamentale
Interessen des Kantons betroffen sei-
en. Wie sich letzte Woche gezeigt ha-
be, sei dies schon möglich, wenn es
um die Flugbewegungen auf dem
Flughafen Grenchen gehe. Umso
mehr seien die Voraussetzungen da-
für beim Projekt Gösgen II gegeben.

Volkswirtschaftsdirektorin Esther
Gassler versuchte zu beruhigen:
«Wenn der Bundesrat den Ausstieg
will, wird die Alpiq kein neues AKW
mehr bauen.»

Mit 64:28 Stimmen lehnte der Rat
den Auftrag ab. Dafür stimmten SP,
Grüne und Grünliberale.

Gegen Einflussnahme bei Alpiq
Auftrag Fraktion Grüne Der
Kantonsrat hat es abgelehnt,
der Regierung den Auftrag zu
erteilen, der Alpiq einen Rück-
zug des Gesuchs für Gösgen II
nahezulegen.

Am 22. Juni hatte Fabian Müller (SP,
Balsthal) einen Auftrag eingereicht
mit dem Titel «Verfassungsänderung:
kein AKW mehr im Kanton Solo-
thurn». Entsprechende Regelungen
auf Verfassungsstufe kennen die Kan-
tone Genf und Basel-Landschaft.
Nachdem die Regierung in ihrer Bot-
schaft den Auftrag zur Ablehnung
empfohlen hatte, legte der Auftragge-
ber am 3. November eine neue Fas-
sung vor, die den Regierungsrat nun
beauftragen will, Botschaft und Ent-
wurf für eine Gesetzesänderung vor-
zulegen. Diese soll festlegen, dass
sich die kantonalen Behörden «mit
den ihnen zur Verfügung stehenden
rechtlichen und politischen Mitteln»
gegen die Errichtung von Kernkraft-
werken auf dem Kantonsgebiet wen-
den. Botschaft und Entwurf sollen in-
nert sechs Monaten nach Überwei-
sung des Auftrags vorgelegt werden.

Unter diesen Umständen wurde
das Geschäft nun von der Traktanden-
liste gestrichen. Die Regierung wird
erst eine neue Stellungnahme ausar-
beiten.

Alles von vorn


